
Straftat des Angeklagten sei Ausdruck der seine 
Grundhaltung immer noch bestimmenden Rücksichts­
losigkeit und Brutalität, ebensowenig gerechtfertigt 
wie die Schlußfolgerung, der Angeklagte habe aus der 
früheren Verurteilung noch keine Lehren gezogen. Der 
Angeklagte ist zwar entsprechend der Gefährlichkeit 
der von ihm begangenen Straftat zur Verantwortung 
zu ziehen. Seine Tat erfordert aber in Anbetracht der 
vorgenannten Umstände und der Tatsache, daß mit 
ihr zu der früheren Verurteilung kein innerer Zusam­
menhang besteht, nicht die vom Kreisgericht gegen 
ihn ausgesprochene Freiheitsstrafe. Es hätte vielmehr 
prüfen müssen, inwieweit die Voraussetzungen einer 
bedingten Verurteilung zum Zeitpunkt der Entschei­
dung Vorlagen.
Der Angeklagte ist noch sehr jung. Auf sein gesell­
schaftliches Verhalten hatten in der Vergangenheit 
mehrere negative Faktoren eingewirkt, wie seine Zu­
gehörigkeit zu einer Gruppe Jugendlicher, die die 
öffentliche Ordnung störte. Seit seiner Entlassung aus 
dem Strafvollzug im April 1967 arbeitete er in einer 
Brigade des VEB W., die auf ihn erzieherisch ein­
wirkte. Wenn der Angeklagte auch noch in seinem 
Arbeitsverhalten Schwankungen zeigte wie am Tat­
abend, so hatte er doch damit begonnen, sich den frü­
heren negativen Einflüssen zu entziehen. Der Zusam­
menhang mit der nicht vom Angeklagten provozier­
ten Tatsituation macht deutlich, daß der Angeklagte 
nicht zu den bösartigen Rückfalltätern gehört, bei 
denen kollektive erzieherische Mittel fehlschlagen. Der 
Auffassung des Kreisgerichts, daß die Erziehung des 
Angeklagten im Kollektiv nicht gewährleistet ist, 
kann nicht zugestimmt werden. Aus den Darlegungen 
des Kollektivvertreters vor dem Kreisgericht ging her­
vor, daß das Kollektiv bereit .ist, den Angeklagten 
wiederaufzunehmen. Es ist auch in der Lage und be­
fähigt, die Erziehung des Angeklagten zu gewähr­
leisten. Strafen ohne Freiheitsentzug sind — wie § 30 
StGB bestimmt — selbst dann möglich, wenn ein hart­
näckiges, disziplinloses Verhalten des Angeklagten 
vorliegt, die erzieherische Einflußnahme durch das 
Kollektiv mit der Verpflichtung zur Bewährung am 
Arbeitsplatz oder mit einer Bürgschaft für den An­
geklagten verbunden wird. Dieser Grundsatz gilt folg­
lich um so mehr, als der Angeklagte nicht ein derart 
hartnäckiges Fehlverhalten zeigte. Da der Angeklagte 
sich erzieherischen Einflüssen gegenüber willig zeigte, 
schädlichen Umgang mit kriminell gefährdeten jungen 
Menschen zu meiden begann, die Tatsituation nicht 
selbst herbeiführte und in Überschreitung einer Not­
wehrhandlung tätlich gegen Angreifer vorging, hätte 
das Kreisgericht eine bedingte Verurteilung ausspre­
chen müssen. Gerade mit einem solchen differenzier­
ten Vorgehen wird der Rückfallkriminalität wirksam 
begegnet, wird mit dem Anknüpfen an die positiven 
Eigenschaften des Angeklagten der Erziehung im Kol­
lektiv breiter Raum gegeben.
Im Wege der Selbstentscheidung hat der Senat nach 
Aufhebung des Urteils des Kreisgerichts im Strafaus- 
spruch auf Verurteilung zur Bewährung erkannt 
(§§ 321 Abs. 1, 322 Abs. 1 Ziff. 4 StPO) und dem Ange­
klagten eine Bewährungszeit von zwei Jahren auf­
erlegt sowie eine Freiheitsstrafe von einem Jahr für 
den Fall angedroht, daß er die mit diesem Strafaus­
spruch verbundenen Pflichten schuldhaft verletzt. 
Gemäß § 34 StGB wurde der Angeklagte verpflichtet, 
seinen Arbeitsplatz im VEB W. auf die Dauer von 
zwei Jahren nicht zu wechseln. §

§ 122 Abs. 1 Ziff. 3 StPO.
I. Das Vorliegen einer den Haftbefehl begründenden 
Wiederholungsgefahr kann nicht in jedem Fall allein

aus der Tatsache einer wiederholten, gleichartigen und 
erheblichen Mißachtung der Strafgesetze gefolgert wer­
den. Vielmehr müssen sich daraus unter Berücksichti­
gung der konkreten Tatsituation Anhaltspunkte erge­
ben, die die Gefahr eines abermaligen Straffälligwer­
dens nicht ausschließen.
2. Bei dringendem Verdacht des sexuellen Mißbrauchs 
von Kindern, die zur Familie gehören, kann bei einem 
weiteren Verbleib des Beschuldigten bzw. Angeklagten 
in der gemeinsamen Wohnung die Gefahr einer Wie­
derholung weiterer Straftaten begründet sein, wenn die 
Straftaten in kurzer Zeitfolge hintereinander begangen 
wurden und eine abnorme Persönlichkeitsentwicklung 
des Beschuldigten bzw. Angeklagten vorliegt.
OG, Urt. vom 24. September 1968 — 3 Zst 14/68.

Gegen den Angeklagten wurde am 3. Mai 1968 ein Er­
mittlungsverfahren wegen des dringenden Verdachts 
eines an seiner 11jährigen Stieftochter begangenen 
Sittlichkeitsdelikts eingeleitet. Nach dem Stand des 
Verfahrens — Anklage wurde am 25. Juli 1968 erhoben 
— ist dieser Schuldvorwurf auf Grund der eigenen 
Einlassungen des Beschuldigten, der Aussagen des ge­
schädigten Kindes sowie weiterer Beweismittel begrün­
det.
Wegen dieser Handlungen war bereits am 3. Mai 1968 
Haftbefehl erlassen worden. Dieser wurde am 14. Juni 
1968 wieder aufgehoben, weil der Beschuldigte zur psy­
chiatrischen Begutachtung in das Bezirkskrankenhaus 
eingewiesen werden mußte. Das Gutachten hält den 
Beschuldigten für vermindert zurechnungsfähig (§ 16 
Abs. 1 StGB), da es sich bei ihm — mitbedingt durch 
einen nachweisbaren organischen Hirnschaden — um 
eine schwerwiegend abnorm entwickelte Persönlichkeit, 
insbesondere auf dem Gebiet der Triebsphäre, handele. 
Nach der Entlassung aus dem Bezirkskrankenhaus 
wurde der Beschuldigte auf Antrag des Kreisstaats­
anwalts am 16. Juli 1968 erneut in Haft genommen. 
Der Haftbefehl wurde auf dringenden Tatverdacht und 
auf § 122 Abs. 1 Ziff. 2 und 3 StPO gestützt.
Den Antrag des Staatsanwalts vom 25. Juli 1968, den 
Haftbefehl aufzuheben, da im konkreten Fall kein Ver­
brechen vorliege und auch keine Strafe von über zwei 
Jahren zu erwarten sei, lehnte das Kreisgericht ab, da 
Wiederholungsgefahr bestehe.
Auf die Beschwerde des Staatsanwalts hob das Bezirks­
gericht den Haftbefehl des Kreisgerichts auf und ord­
nete die sofortige Haftentlassung des Angeklagten an. 
Das Bezirksgericht verneint das Vorliegen einer Wie­
derholungsgefahr.
Gegen den den Haftbefehl aufhebenden Beschluß des 
Bezirksgerichts richtet sich der Kassationsantrag des 
Generalstaatsanwalts der DDR, der Erfolg hatte.
Aus den G r ü n d e n :
Die Beschränkung des durch die Verfassung der DDR 
garantierten Grundrechts der persönlichen Freiheit 
eines Bürgers stellt einen schwerwiegenden staatlichen 
Eingriff dar, der nur in den unumgänglich notwendigen 
Fällen vorgenommen werden darf und an strenge ge­
setzliche Voraussetzungen geknüpft ist. Den Gerichten 
erwächst daraus eine erhöhte Verpflichtung, unter Be­
rücksichtigung der jeweiligen konkreten Besonderheit 
einer jeden Strafsache zu prüfen, inwieweit ein gesell­
schaftliches Erfordernis zum Erlaß eines Haftbefehls 
unter Beachtung der persönlichen Verhältnisse des Be­
schuldigten gegeben ist (§§ 122,. 123 StPO).
Diese strengen Maßstäbe gelten auch für den Haft­
grund der Wiederholungsgefahr, der in der am 1. Juli 
1968 in Kraft getretenen StPO geregelt ist (§ 122 Abs. 1 
Ziff. 3). Das Vorliegen einer Wiederholungsgefahr kann 
nicht in jedem Fall schlechthin und mechanisch allein 
aus der Tatsache einer wiederholten, gleichartigen und 
erheblichen Mißachtung der Strafgesetze gefolgert wer­
den. Vielmehr müssen sich daraus unter Berücksichti­
gung der konkreten Tatsituation Anhaltspunkte erge-

667


